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den Täter zu bestrafen und den Vermögensschaden aus-
zugleichen. Zweck der punitive damages ist es, eine Ab-
schreckungsfunktion zu erzielen.64 Um diese e!ektive 
Abschreckung zu bewirken, setzt sich die Summe aus 
dem Vermögensschaden und einem hohen Sanktionsgeld 
zusammen. Unternehmen, denen eine Klage vor einem 
US-amerikanischen Gericht droht, müssen deshalb stets 
mit einem hohen Strafschadensersatz rechnen. Um die-
sen zu entgehen, ist die Bereitscha" vieler Unternehmen 
sehr hoch, zügig einen Vergleich einzugehen.

5. Zwischenergebnis
All diese Aspekte prägen nicht nur das Zivilverfahren als 
solches, sondern zeigen, dass die Class Action ein lang 
etabliertes Verfahrensinstrument ist, welches sich in das 
Gefüge des Rechtssystems eingeordnet hat und nicht 
ohne weiteres wegzudenken ist.

D. Fazit und Ausblick

Die Class Action bietet den US-amerikanischen Verbrau-
chern die notwendige Möglichkeit, Streuschäden durch-
zusetzen und Unternehmen (begrenzt) zu kontrollieren. 
Allerdings darf bei dieser Betrachtung nicht außer Acht 
gelassen werden, dass die Sammelklage auch Gefahren 
für Verbraucher, Wirtscha" und Rechtsordnung bietet. 

64 Wangen v. Ford Motor Co., 97 Wis. 2d 260 (459); Kircher/Wiseman, 
Punitive Damages: Law and Practice, 2. Au$. 2016, § 2.2.; Müller, Pu-
nitive damages und Schadensersatzrecht, S. 11; Buchner, Kollektiver 
Rechtsschutz, 2015, S. 56.

Für die Verbraucher besteht dabei ein besonders großer 
Prinzipal-Agent-Konflikt, da Anwälte mit vergleichs-
weise wenig Aufwand ein hohes Erfolgshonorar erzie-
len können. Auch für die Wirtscha" stellt die Class Ac-
tion im Rahmen der US-amerikanischen Rechtsordnung 
eine große Gefahr dar, da sie Unternehmen zu übereil-
ten Vergleichen zwingt und sogar in die Insolvenz trei-
ben kann. Zuletzt ist auch die Rechtsordnung von ihrer 
eigenen Wa!e bedroht, da die Sammelklage inzwischen 
zu einer Überforderung der Gerichte führt und aus ef-
%zienten Prozessen aufwendige Verfahrens gemacht hat. 

Die Sammelklage ist kein Rechtsdurchsetzungsmittel, 
welches nur im US-amerikanische Zivilprozess besteht. 
Dennoch ist die Class Action von besonderer Bedeutung, 
da sie jedes Unternehmen, welches in den USA agiert 
tre!en kann und neue Standards im Verbraucherschutz 
setzt. Bisher fehlt es an einer e!ektiven Funktionsäqui-
valente im deutsche Zivilprozess. Es wird spannend sein, 
zu beobachten, ob und wie sich die kollektive Rechts-
durchsetzung in Deutschland entwickeln wird. Viele 
Mitgliedstaaten der EU sowie die Kommission, haben 
bereits eigene Rechtsinstrumente zur kollektiven Rechts-
durchsetzung entwickelt oder sind an einem Ausbau der 
gebündelten Schadensersatzklage interessiert.65 Ob die 
US-amerikanische Sammelklage hierfür ein konkretes 
Vorbild sein wird, bleibt jedoch abzuwarten.

65 Keßler, Verbraucherschutz reloaded – Auf dem Weg zu einer deut-
schen Kollektivklage?, ZRP  2016, 2 (4); „Auf dem Weg zu einem all-
gemeinen europäischen Rahmen für den kollektiven Rechtsschutz“, 
KOM (2013) 401 vom 11.06.2013.

Christoph M. Sielmann*

Die Rolle der Generalsekretäre der Vereinten Nationen –  
das personelle Substrat eines institutionellen Akteurs Seminararbeit 
Völkerrecht

in San Francisco Vertreter 50 alliierter Staaten, um vor 
dem Hintergrund der gerade niedergerungenen Bedro-
hungen ein neues System kollektiver Sicherheit zu schaf-
fen. Die League of Nations existierte zu diesem Zeit-
punkt zwar noch, war aber, wie die vorigen Jahre gezeigt 
hatten, gescheitert. Nun sollte eine neue, überlegene Or-
ganisation ins Leben gerufen werden, um einen höheren 

Mit dem Jahr 2016 endet auch die Amtszeit Ban Ki-moons 
als Generalsekretär der Vereinten Nationen. Sein Nach-
folger soll der Portugiese António Guterres werden. Die 
Seminararbeit stellt das Amt sowie seine bisherigen Amts-
träger vor und liefert einen Ausblick auf den kommenden 
Generalsekretär.

A. Einleitung

Als im Sommer 1945 der zweite Weltkrieg in Europa zu 
Ende ging, im Pazi%k noch etwas andauerte, trafen sich 

 * Stud. iur. an der Universität Hamburg. Der Beitrag beruht auf einer 
Seminararbeit des Verfassers aus dem Sommersemester 2015 im von 
Prof. Dr. Markus Kotzur LL.M (Duke) an der Fakultät für Rechtswis-
senscha" der Universität Hamburg veranstalteten Seminar „Die Verein-
ten Nationen als institutioneller Akteur“, die mit „gut“ bewertet wurde.
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und e!ektiveren Schutz des Weltfriedens zu realisieren: 
die Vereinten Nationen wurden gegründet.1

Intensiv wurde damals über die Struktur, Stellung und 
Kompetenzen von Sicherheitsrat und Generalversamm-
lung diskutiert. Weitgehende Einigkeit herrschte dage-
gen über das Amt des/der Generalsekretärs/in, sowohl 
hinsichtlich der Scha!ung dieses Postens als auch sei-
ner Funktionen und Befugnisse. Ihm sollte eine Macht 
verliehen werden, wie sie kein Oberhaupt einer interna-
tionalen Organisation zuvor innehatte.2 Den Regelungen 
über den Generalsekretär, Art. 97 bis 102 der „Charter 
of the United Nations“ (UNCh), wurde mit deutlicher 
Mehrheit zugestimmt.3

Allerdings scha!en die fünf Artikel allein noch kein kla-
res Bild von den Funktionen des Generalsekretärs. Eine 
Analyse seiner Rolle muss daher zusätzlich die Absichten 
der Gründer der Charta, die „Rules of Procedure“ der 
UN-Organe, das Procedere im Umfeld der Ernennungen 
der Generalsekretäre sowie, mit größter Bedeutung, die 
tatsächliche Amtsausübung der bisherigen acht Amts-
träger berücksichtigen.

Zum ersten Generalsekretär der Vereinten Nationen 
wurde am 1. Februar 1946 der Norweger Trygve Lie 
ernannt. Auf ihn folgte 1952 Dag Hammarskjöld aus 
Schweden. Danach war Sithu U &ant aus Birma, heute 
Myanmar, von 1961 bis 1971 im Amt. Mit Kurt Wald-
heim aus Österreich wurde dann wieder ein Europäer 
Generalsekretär, ehe von 1982 bis 1991 Javier Pérez de 
Cuéllar aus Peru erster südamerikanischer Amtsträger 
war. Ihm folgte mit Boutros Boutros-Ghali aus Ägyp-
ten danach erstmals ein Afrikaner. Von 1997 an war Ko% 
Annan aus Ghana im Amt. Achter und amtierender Ge-
neralsekretär ist seit 2007 Ban Ki-moon aus Südkorea. 

Sieben Jahrzehnte und unzählige internationale Krisen 
und Kon$ikte sind seit der Konferenz von San Francis-
co vergangen. Die Vereinten Nationen mussten sich im-
mer wieder ganz neuen Herausforderungen stellen. Wie 
hat sich die Funktion des Generalsekretärs in dieser Zeit 
entwickelt? Welche Rolle haben die einzelnen Amtsträ-
ger dabei gespielt? Wie kann das Amt heute umschrie-
ben werden?

Die Generalsekretäre mussten ihre Funktionen im gro-
ßen Umfang selbst %nden und de%nieren. Die O!enheit 
der Charta macht es auch heute noch schwierig, ein kla-
res Bild der Rolle des Generalsekretärs zu zeichnen. Wie 

1 United Nations Conference on International Organization, 1945; 
vgl. Volger, A Concise Encyclopedia of the United Nations, 2010, 
S. 216 !.
2 Report of the Preparatory Commission of the United Nations 
(PC/20), Chapter VIII, sect. 2, Rn. 16.
3 Schwebel, &e Secretary-General of the United Nations, 1952, S. 18 f.

eine nähere Betrachtung aber zeigt, ist dies nicht unbe-
dingt ein Makel.

B. Das Amt des Generalsekretärs: Vorschlag, 
Ernennung und Amtszeit

Der Generalsekretär bildet nach Art. 97 S. 1 UNCh zu-
sammen mit den sonstigen Bediensteten der Organisati-
on das Sekretariat, das nach Art. 7 I ein Hauptorgan der 
Vereinten Nationen ist. Er wird nach Art. 97 S. 2 in ei-
nem Zwei-Phasen-Prozess auf Vorschlag des Sicherheits-
rates von der Generalversammlung gewählt und ernannt. 

I. Der Vorschlag des Sicherheitsrates

Zunächst wählt der Sicherheitsrat in nichtö!entlicher 
Sitzung einen Kandidaten, den er der Generalversamm-
lung dann vorschlägt. Nach dem Wortlaut von Art. 97 
S. 2 UNCh wäre dem Sicherheitsrat auch die Empfeh-
lung mehrerer Kandidaten möglich. Für einen Vorschlag 
von drei Kandidaten, aus deren Reihe die Generalver-
sammlung dann wählt, hatten sich auf der San Francisco 
Conference 1945 etwa Uruguay und einige andere latein-
amerikanische Staaten ausgesprochen.4 Letztlich konnte 
sich das Vorbringen jedoch nicht durchsetzen. Für die 
Ernennung des ersten Generalsekretärs erbat die Gene-
ralversammlung ausdrücklich den Vorschlag von nur 
einem Kandidaten.5 So ist es seitdem durchgehend ge-
handhabt worden.

Entsprechend Art. 27 III UNCh sind die ständigen Mit-
glieder des Sicherheitsrats befugt, hinsichtlich eines 
Vorschlags ihr Veto einzulegen. Daher halten sie vor der 
Sitzung des gesamten Sicherheitsrats interne Konsulta-
tionen über den Vorschlag ab. Bedingt durch die Veto-
macht der permanenten Mitglieder des Sicherheitsrats 
ist unter den bisherigen Generalsekretären eine Tendenz 
zu Kandidaten aus (mehr oder weniger) neutralen euro-
päischen und Entwicklungsländern zu erkennen.6 Dass 
ein Staatsangehöriger einer Vetomacht Generalsekretär 
wird, ist praktisch undenkbar.

Die Empfehlung der ersten drei Generalsekretäre ging 
noch vom Sicherheitsrat beziehungsweise dessen ständi-
gen Mitgliedern selbst aus und war für die Ö!entlichkeit 
wie auch für die betro!enen Kandidaten selbst zuweilen 
überraschend.7 So stammt etwa von Trygve Lie, der vor 
seiner Ernennung auf internationaler Ebene nicht allzu 

4 Russell, History of &e United Nations Charter, 1958, S. 856.
5 General Assembly (GA), Res. 11, 24.01.1946, Rn. 4d.
6 v. Morr, in: Wolfrum (Hg.), Handbuch Vereinte Nationen, 2. Au$. 
1991, § 29 Rn. 4.
7 Lie, In the Cause of Peace, 1954, S. 17; bzgl. Hammarskjöld: Ur-
quhart, &e evolution of the Secretry-General, in: Chesterman (Hg.), 
Secretary or General?, 2007, S. 15 (19).
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bekannt war,8 die Aussage, „why had this awesome task 
fallen to a labor lawyer from Norway?“9 Mit Ende der 
Amtszeit des dritten Generalsekretärs U &ant erhielt 
die Praxis Einzug, dass Amtsanwärter ihre Kandidatur 
von sich aus bekannt geben und international um ihre 
Wahl werben.10

Eine regionale Rotation des Postens des Generalsekre-
tärs ist vertraglich nicht vorgesehen. Die bisherige Beset-
zung des Amtes lässt grundsätzlich auch keine tatsächli-
che Verteilung nach einem solchen Muster erkennen. In 
jüngerer Vergangenheit sind allerdings derartige Ten-
denzen sichtbar geworden. Nach einer 1997 von der Ge-
neralversammlung verabschiedeten Resolution soll die 
regionale Verteilung bei der Auswahl des Kandidaten 
zumindest berücksichtigt werden.11 Vor der Wahl Ban 
Ki-moon’s (2007) fand die Forderung nach einem Gene-
ralsekretär aus dem asiatischen Raum breite, wenn auch 
nicht uneingeschränkte Zustimmung.12 Auch Forderun-
gen nach einem osteuropäischen Amtsträger kamen auf, 
da die Region noch keinen Generalsekretär gestellt hat.13 
Ob sich kün"ig ein gefestigtes regionales Verteilungs-
prinzip entwickeln wird, bleibt abzuwarten. 

Eine regional ausgewogene Verteilung mag auf Ebene der 
internationalen Politik und im immer noch von Natio-
nalstaaten geprägten Völkerrechtssystem einen gewis-
sen Wert haben. Gleichwohl stellt sich die Frage, ob das 
Verfahren zur Suche eines Kandidaten, der alle ständi-
gen Mitglieder des Sicherheitsrates sowie eine Mehrheit 
der Staaten der Welt überzeugen und (dafür) erhebliche 
individuelle Fähigkeiten und Kompetenzen mitbringen 
muss, noch durch Kriterien erweitert werden sollte, die 
nichts über die persönlichen Qualitäten des Kandidaten 
aussagen und vorrangig ober$ächlichen nationalen Inte-
ressen dienen. Die Zustimmung aller permanenten Mit-
glieder des Sicherheitsrates erscheint insofern als ausrei-
chender Beweis der Unabhängigkeit des Kandidaten, die 
Forderung einer bestimmten regionalen Herkun" eher 
engstirnig und reaktionär. 

II. Die Wahl der Generalversammlung

Die Generalversammlung wählt und ernennt den vom 
Sicherheitsrat vorgeschlagenen Kandidaten, wobei die 

8 Schwebel, Secretary-General, 1952, S. 49.
9 Lie, In the Cause of Peace, 1954, S. 17.
10 Urquhart, in: Chesterman (Hg.), Secretary or General?, 2007, S. 15 
(25).
11 GA, Res.  51/241, 22.08.1997, Rn. 59; ähnlich in GA, Res.  60/286, 
09.10.2006.
12 Brief des ständigen Vertreters Malaysias als Vorsitzender des „Co-
ordinating Bureau of the Non-Aligned Movement“, Security Council 
(SC), S/2006/252, 21.04.2006; China und Russland unterstützten die-
se Forderung, während die USA ihre Wahl unabhängig von der Her-
kun" des Kandidaten tre!en wollten (Keating, Selecting the world’s 
diplomat, in: Chesterman (Hg.), Secretary or General?, 2007, S. 47 (58).
13 Fullilove, Angels and Dragons: Asia, the UN, Reform, and the Next 
Secretary–General, Lowy Institute Issues Brief, Juli 2005, S. 14.

einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforder-
lich ist.

Die Ernennung der Generalversammlung muss in perso-
neller und auch zeitlicher Hinsicht vollständig mit dem 
Vorschlag des Sicherheitsrats übereinstimmen.14 Eine 
Regelung zur Amtsdauer wie auch die Möglichkeit einer 
Wiederwahl %ndet sich in der Charta nicht. Beides liegt 
im Ermessen der zuständigen Organe. In der Praxis ist 
die einmalige Wiederwahl die Regel.15

Hinsichtlich der Amtszeit hat sich in der Praxis eine 
Dauer von fünf Jahren etabliert, die von der General-
versammlung bereits für den ersten Generalsekretär be-
stimmt worden war.16 In der Regel gibt der Sicherheitsrat 
in seinem Vorschlag die Amtszeit vor,17 die dann von der 
Generalversammlung bestätigt wird.18 In früheren Vor-
schlägen hatte der Sicherheitsrat teilweise keinen zeit-
lichen Rahmen gesetzt.19 Die Amtszeit wurde in diesen 
Fällen erst von der Generalversammlung festgelegt.20 

Problematisch war diese Konstellation im Jahr 1950, als 
die Sowjetunion einen erneuten Vorschlag von Trygve 
Lie im Sicherheitsrat blockierte, nachdem dieser den mi-
litärischen Widerstand gegen die nordkoreanische In-
vasion in Südkorea unter Führung der USA unterstützt 
hatte,21 und auch keine Einigung auf einen anderen Kan-
didaten erzielt werden konnte.22 In der Folge verlängerte 
die Generalversammlung die auslaufende Amtszeit Lie’s 
eigenmächtig um drei Jahre.23 Einige Staaten, insbeson-
dere die Sowjetunion, sahen die Generalversammlung 
nicht zu dieser Verlängerung ermächtigt und erkann-
ten Lie nicht weiter als Generalsekretär an.24 Denn Si-

14 Conforti, Law and Practice of the United Nations, 2000, S. 100.
15 Bislang wurden alle Generalsekretäre mit Ausnahme von Bout-
ros-Ghali und Lie für eine zweite Amtszeit wiedergewählt, wobei 
Lie’s Amtszeit von der Generalversammlung um 3 Jahre verlängert 
wurde. Bestrebungen, die Amtszeit eines Generalsekretärs auf insge-
samt 7 Jahre zu beschränken, waren Mitte der 1990-Jahre nahe an ei-
nem Konsens, werden derzeit aber nicht mehr konkret verfolgt (GA, 
Res. 51/241, Rn. 58; Keating, in: Chesterman (Hg.), Secretary or Gene-
ral?, 2007, S. 47 (56).
16 GA, Res. 11, 24.01.1946.
17 So etwa SC, S/4972, 03.11.1961 (U &ant); SC, S/RES/1090, 
13.12.1996 (Annan); SC, S/RES/1715, 09.10.2006 (Ki-moon).
18 Etwa GA, Res. 1640, 03.11.1961; GA, Res. 51/200, 17.12.1996: GA, 
Res. 61/3, 13.10.2006.
19 Etwa: UNYB 1946-7, 409 (Lie); UNYB 1953, 44 (Hammarskjöld).
20 So etwa: GA, Res. 492, 01.11.1950 (Lie); GA Res. 1229, 14.12.1957 
(Hammarskjöld).
21 Der Sicherheitsrat hatte eine militärische Intervention gegen 
Nordkorea unter US-Führung beschließen können, weil die Sowjet-
union das Organ zu dieser Zeit aus Protest gegen die Vertretung Chi-
nas durch Taiwan boykottierte; Cockayne/Malone, Relations with the 
Security Council, in: Chesterman, (Hg.), Secretary or General?, 2007, 
S. 69 (72).
22 Rovine, &e %rst %"y years: &e Secretary-General in World Poli-
tics 1920–1970, 1970, S. 264 !.; Conforti, Law and Practice of the UN, 
2000, S. 100 f.; Fiedler, in Simma (Hg.), UN Charter, Commentary, 
Vol. 2, 2. Au$. 2002, Art. 97 Rn. 31 !.
23 GA, Res. 492, 01.11.1950.
24 Conforti, Law and Practice of the UN, 2000, S. 101.
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cherheitsrat und Generalversammlung waren bei der 
ursprünglichen Ernennung Lie’s von einer fün'ährigen 
Amtszeit ausgegangen. Dagegen bedur"e es nach An-
sicht der Mehrheit der UN-Mitglieder keines erneuten 
Vorschlags des Sicherheitsrates, da es sich nicht um eine 
Wiederwahl, sondern lediglich um eine Verlängerung ei-
ner noch laufenden Amtszeit handelte. Zwar sollte die 
Amtszeit eines einmal vom Sicherheitsrat empfohlenen 
Generalsekretärs nicht nach Belieben von der General-
versammlung verlängert werden dürfen. Dies würde der 
Systematik des UN-Systems und der Machtverteilung 
zwischen den Organen widersprechen. Allerdings sollte 
man der Generalversammlung zumindest das Recht zur 
provisorischen Verlängerung zugestehen, solange der Si-
cherheitsrat aufgrund einer Blockade handlungsunfähig 
ist, da das Amt des Generalsekretärs nach Ende einer 
laufenden Amtszeit ansonsten unbesetzt bleiben würde.

Unabhängig von ihrer rechtlichen Bewertung stärkte die 
Maßnahme der Generalversammlung das Amt des Ge-
neralsekretärs. Lie wollte sein Amt ursprünglich nach 
der ersten Amtszeit abgeben.25 Im Zuge der sowjeti-
schen Kritik an seinem Au"reten im Rahmen des Ko-
rea-Kriegs befürchtete er jedoch, dass ein Ausscheiden 
als Niederlage des Amts angesehen werden und die Stel-
lung des Generalsekretärs als zentraler Akteur der inter-
nationalen Politik eine dauerha"e Schwächung erfahren 
würde.26 Lie wollte zeigen, dass der Generalsekretär sei-
ne Positionen auch gegen den Widerstand eines ständi-
gen Mitglieds des Sicherheitsrates vertreten kann.27

Dies brachte auf längere Sicht einige Schwierigkeiten mit 
sich. Als zu dem sowjetischen Protest noch Anschuldi-
gungen aus den USA hinzukamen, Lie würde die Verein-
ten Nationen gezielt mit kommunistischen US-Bürgern 

„in%ltrieren“, erklärte dieser im November 1952 seinen 
Rücktritt.28 Das Rücktrittsgesuch wurde allerdings erst 
fünf Monate später mit der Ernennung seines Nachfol-
gers Hammarskjöld im April 1953 angenommen.29 Da zu 
dem Zeitpunkt auch die von der Generalversammlung 
verlängerte Amtszeit ausgelaufen war, bekleidete Lie das 
Amt zwei Monate ohne jede Rechtsgrundlage.

Die Geschichte um Lie’s Wiederwahl bestätigte zwar, 
dass die Amtsausübung gegen den Protest einer Veto-
macht auf Dauer problematisch ist. Trotzdem konnte 
Lie ein erstes deutliches Zeichen für die Eigenständig-
keit und Unabhängigkeit des Amtes setzen. Sein Nach-
folger Dag Hammarskjöld setzte diesen Weg mit seiner 
aktiven Art entschieden fort und verlieh dem Amt durch 

25 Lie, In the Cause of Peace, 1954, S. 369.
26 Lie, In the Cause of Peace, 1954, S. 370.
27 Rovine, &e %rst %"y years, 1970, S. 267.
28 SC, S/2846, 13.11.1952; Fiedler, in Simma (Hg.), UN Charter, Com-
mentary, Vol. 2, 2. Au$. 2002, Art. 97 Rn. 33.
29 Fiedler, in: Simma (Hg.), UN Charter, Commentary, Vol. 2, 2. Au$. 
2002, Art. 97, Rn. 33.

sein Wirken die Attribute, die es bis heute charakterisie-
ren: Er war ein diplomatischer, politischer, moderieren-
der und verhandelnder Generalsekretär.30 

C. Die Rolle des Generalsekretärs

Die Rolle des Generalsekretärs ist in der UN-Charta nur 
knapp normiert. Das Spektrum seiner Tätigkeit hat sich 
überwiegend erst durch die tatsächliche Amtsausübung 
der Amtsträger und die damit korrespondierenden Re-
aktionen der internationalen Gemeinscha" ergeben. Im 
Grundsatz lassen sich administrative, repräsentative 
und politische Funktionen unterscheiden, wobei eine 
klare Trennung vielfach nicht möglich ist. 

I. Administrative Funktionen

Der Generalsekretär ist nach Art. 97 S. 3 UNCh „chief 
administrative o(cer“ der Vereinten Nationen. In dieser 
Eigenscha" nimmt er nach Art. 98 S. 1 an allen Sitzun-
gen der anderen Hauptorgane (mit Ausnahme des IGHs) 
teil und bereitet deren Agenda vor. Diese Aufgaben sind 
durch das Wachstum der Organisationstätigkeit zuneh-
mend komplexer geworden, was 1997 zur Scha!ung ei-
nes Vize-Generalsekretärs beitrug.31

Auch hat der Generalsekretär dokumentarische Funkti-
onen. Darunter fallen zum einen die Vorbereitung und 
Verö!entlichung unterschiedlicher Reports im Rahmen 
seiner Tätigkeitsbereiche oder im Au"rag eines ande-
ren Organs.32 Hier sind insbesondere die „annual re-
ports“ relevant, die der Generalsekretär nach Art. 98 S. 3 
UNCh jährlich der Generalversammlung vorlegt.33 Diese 
haben sich mit der Zeit zunehmend zu einer Bühne für 
politische Statements und Reformankündigungen ent-
wickelt.34 Zum anderen ist nach Art. 102 I das Sekretari-
at und damit der Generalsekretär für die Registrierung 
und die Verö!entlichung von den Mitgliedsstaaten hin-
terlegter völkerrechtlicher Verträge verantwortlich.

II. Repräsentative Funktionen

Der Generalsekretär vertritt als Sprecher der Vereinten 
Nationen sowie der Gesamtheit ihrer Mitgliedsstaaten 
die Organisation nach außen.35 Dazu gehört, dass er die 
Verträge der UN verhandelt und (gegebenenfalls) ab-

30 Urquhart, in: Chesterman (Hg.), Secretary or General?, 2007, S. 15 
(23).
31 GA, Res. 52/12 B, 09.01.1998, Rn. 1–2; GA, A/51/950/Add.1, 07.10.1997, 
Rn. 2; derzeit im Amt ist der Schwede Jan Eliasson.
32 Fiedler, in: Simma (Hg.), UN Charter, Commentary, Vol. 2, 2. Au$. 
2002, Art. 98, Rn. 62.
33 Vgl. auch Rule 13 RoPGA.
34 Volger, Encyclopedia, 2010, S. 638; Conrady, Wandel der Funktio-
nen des UN-Generalsekretärs, 2009, S. 288.
35 Conrady, Wandel der Funktionen, 2009, S. 55.
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schließt.36 Dies kann im Au"rag anderer UN-Organe37 
oder im Rahmen seiner implied powers38 geschehen. Zu-
dem vertritt der Generalsekretär die Organisation in al-
len gerichtlichen oder schiedsgerichtlichen Streitigkei-
ten.

III. Politische Funktionen

Dem Generalsekretär kommt eine entscheidende Verant-
wortung für den Weltfrieden zu.39 Dafür besitzt er auch 
Befugnisse politischer Art. Dabei lassen sich grundsätz-
lich drei Arten von Kompetenzen unterscheiden:40 Zu-
nächst können dem Generalsekretär nach Art. 98 S. 1 
HS 2 UNCh Aufgaben von den Hauptorganen der Or-
ganisation übertragen werden. Weiterhin besteht nach 
Art. 99 das Recht, den Sicherheitsrat einzuberufen. Zu-
letzt üben die Generalsekretäre seit jeher eigenständig 
politische Tätigkeiten aus, die über den Wortlaut von 
Art. 99 hinausgehen.

1. Von anderen Organen übertragene politische 
Aufgaben, Art. 98 S. 1 HS. 2 UNCh
Nach Art. 98 S. 1 HS 2 UNCh nimmt der Generalsekre-
tär politische Aufgaben wahr, mit denen er von anderen 
UN-Organen betraut wird. 

Vielfach sind dem Generalsekretär Aufgaben der friedli-
chen Streitschlichtung übertragen worden.41 Darunter fal-
len vor allem „good o(ces“, also die Scha!ung von Vor-
aussetzungen, um Streitparteien überhaupt erst „an einen 
Tisch zu bringen“, etwa das Herstellen eines Kontakts oder 
die Bereitstellung technischer Rahmenbedingungen,42 
aber auch „mediations“, also das Eingreifen in einen Streit 
durch die Unterbreitung eigener Lösungsvorschläge.43

Die UN-Hauptorgane, insbesondere der Sicherheitsrat, 
haben den Generalsekretär darüber hinaus mit zahlrei-
chen politischen Aufgaben betraut. Dazu zählt etwa die 
Überwachung der Durchführung von Wahlen in Kam-
bodscha 1993 44 und des (seit 1991 ausstehenden) Refe-
rendums in der West-Sahara, durch das die Bevölkerung 

36 Fiedler, in: Simma (Hg.), UN Charter, Commentary, Vol. 2, 2. Au$. 
2002, Art. 98, Rn. 56.
37 Bsp.: SC, S/RES/308, 19.01.1972 (Au"rag des Sicherheitsrates); GA, 
Res. 208, 21.12.1977 (Au"rag der Generalversammlung).
38 Repertory of Practice, Art. 99 Vol. 5 Supplement 5, S. 120 (Rn. 737).
39 v. Morr in: Wolfrum (Hg.), Handbuch UN, 2. Au$. 1991, § 29 Rn. 4.
40 Vgl. Chesterman, in: Simma u. a. (Hg.), Charter of &e United Na-
tions, Commentary, Vol. 2, 3. Au$. 2012, Art. 99 Rn. 1 !.
41 v.  Morr in: Wolfrum (Hg.), Handbuch UN, 2. Au$. 1991, § 29 
Rn. 10.
42 Chesterman, in: Simma u. a. (Hg.), Charter of &e United Nations, 
Commentary, Vol. 2, 3. Au$. 2012, Art. 98 Rn. 15; v. Arnauld, Völker-
recht, 2. Au$. 2014, Rn. 437; Bsp.: GA, A/RES/43/51, 05.12.1988.
43 v.  Arnauld, Völkerrecht, 2. Au$. 2014, Rn. 437; Wege, Streit-
schlichtende Aktivitäten des UN-Generalsekretärs, 19 German Year-
book of International Law 1976, 367 f.
44 SC, S/RES/745, 28.02.1992, im Rahmen von „United Nations Tran-
sitional Authority in Cambodia“

zwischen der Unabhängigkeit und der Integration in 
Marokko entscheiden soll.45 Im Kosovo-Kon$ikt wurde 
dem Generalsekretär sogar die Etablierung und Siche-
rung einer Interims-Zivilregierung anvertraut.46

2. Das Anrufungsrecht und seine Nebenrechte, 
Art. 99 UNCh
Nach Art. 99 UNCh kann der Generalsekretär den Si-
cherheitsrat auf jede Angelegenheit aufmerksam machen, 
die seiner Einschätzung nach eine Bedrohung des Welt-
friedens oder der Weltsicherheit darstellt.47 Unmittelbar 
angewandt wurde die Norm in ihrer 70-jährigen Histo-
rie lediglich in zwei Fällen.

Damit der Generalsekretär die für die Anwendung von 
Art. 99 relevante Einschätzung einer Angelegenheit auf 
angemessener Grundlage tre!en kann, stellt die Norm 
auch eine Ermächtigung zu eigenständigen Informa-
tions- und Ermittlungstätigkeiten, insbesondere „fact-
%nding missions“, dar.48 Von dem Recht ist vielfach Ge-
brauch gemacht worden, erstmals bereits 1946 durch 
Generalsekretär Lie im Rahmen der „griechischen 
Frage“.49 Zwar sind solche Missionen regelmäßig von 
Staaten kritisiert worden, heute besteht aber überwie-
gend Einigkeit über ihre Notwendigkeit für eine fundier-
te Ausübung von Art. 99.50

Erstmals wurde 1960 im Zuge der Kongo-Krise von 
Art. 99 Gebrauch gemacht. Nach der abrupten Unab-
hängigkeit von der belgischen Kolonialmacht meuterten 
kongolesische Soldaten der „force publique“ gegen noch 
im Land stationierte belgische O(ziere. Übergri!e fan-
den auch auf die weiße Zivilbevölkerung statt, was zu 
einer Massen$ucht der noch im Kongo be%ndlichen Eu-
ropäer führte.51 In der Folge kam es zum weitgehenden 
Zusammenbruch von Wirtscha" und Verwaltung.52 Bel-
gien ersuchte eine Erlaubnis zur „Wiederherstellung der 
Ordnung“ durch eigene Streitkrä"e, was vom kongole-

45 SC, S/RES/690, 29.04.1991, das Referendum im Rahmen der „Mis-
sion des Nations Unies pour l‘Organisation d‘un Référendum au Sa-
hara Occidental“ (MINURSO) ist bis heute ausgeblieben, die Missi-
on wurde kürzlich bis zum 30. April 2017 verlängert (SC. S/RES/2285, 
29.04.2016).
46 SC, S/RES/1244, 10.06.1999, im Rahmen von „United Nations In-
terim Administration Mission in Kosovo“ (UNMIK).
47 Vgl. Art. 1, 3 PrRoPSC.
48 GA, A/RES/46/59, 09.12.1991; Schwebel, Secretary-General, 1952, 
S. 89 f.; Volger, Encyclopedia, 2010, S. 642.
49 Franck, &e Good O(ces Function of the UN Secretary-General, 
in: Roberts/Kingsbury (Hg.), United Nations, Divided World  – &e 
UN’s Role in International Relations, 1988, S. 79 (87).
50 Volger, Encyclopedia, 2010 , S. 642 f.
51 Lash, Dag Hammarskjöld, 1961, S. 226 f.; Lefever, Crisis in the 
Congo – A United Nations Force in Action, 1965, vii, S. 10 f.; Rikhye 
u. a., &e &in Blue Line – International Peacekeeping and its Future, 
1974, S. 72 f.
52 Martelli, Experiment in World Government  – An Account of 
the United Nations Operation in the Congo 1960–1964, 1966, S. 45 f.; 
Nolte/Fitschen, in: Wolfrum (Hg.), Handbuch UN, 2. Au$. 1991, § 62, 
Rn. 4.
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sischen Premierminister Lumumba jedoch abgelehnt 
wurde.53 Wenige Tage später entsandte man dennoch 
Truppen in den Kongo, um die europäische Bevölke-
rung zu schützen, und verletzte damit den im Zuge der 
Unabhängigkeit geschlossenen belgisch-kongolesischen 
Freundscha"svertrag. Im ganzen Land brachen Kämpfe 
aus.54 Die kongolesische Regierung bat Generalsekretär 
Hammarskjöld in einem Schreiben um sofortige mili-
tärische Hilfe der Vereinten Nationen gegen den belgi-
schen „Akt der Aggression“.55

Hammarskjöld entschied, von seinem Recht nach Art. 99 
Gebrauch zu machen und die Angelegenheit selbst dem 
Sicherheitsrat vorzulegen. Sein entschiedenes Au"reten 
setzte sich in der einberufenen Sitzung fort, indem Ham-
marskjöld bekannt gab, die vom Kongo erbetene „tech-
nical assistance aiming in the %eld of administration“ 
zu leisten56 und dem Sicherheitsrat außerdem „strongly“ 
zur militärischen Unterstützung des Staates riet.57 Dazu 
stellte er ein konkretes organisatorisches Konzept vor, 
das unter seiner Führung umgesetzt werden sollte.58 Der 
Sicherheitsrat nahm das Konzept weitgehend an und au-
torisierte den Generalsekretär in seiner Resolution, dem 
Kongo die notwendige technische und militärische Hilfe 
bereitzustellen.59 Dadurch sollte die Ordnung im Land 
wiederhergestellt und den belgischen Truppen ein siche-
rer Rückzug ermöglicht werden.60

Das Kommando sowohl der militärischen als auch der 
zivilen Operation erhielt ein vom Generalsekretär ein-
gesetzter Sonderbeau"ragter.61 Eine solche Kumulierung 
der Kompetenzen war ein Novum in der Geschichte der 
Vereinten Nationen und sollte nach Hammarskjölds Vor-
stellung einer neuen Form der internationalen Kon$ikt-
lösung den Weg ebnen.62 Die belgischen Truppen verlie-
ßen das Land innerhalb weniger Wochen. Es blieben die 
inneren politischen Kon$ikte, die immens geschwächte 
Wirtscha" und Verwaltung sowie die damit verbunde-
ne Gefahr eines Bürgerkriegs.63 Obwohl Hammarskj-
öld eine Einmischung in die inneren Streitigkeiten mied 

53 Hoskyns, &e Congo since Independence, 1965, S. 98 f.; Lefever, Cri-
sis in the Congo, 1965, S. 11.
54 Vgl. Hoskyns, &e Congo since Independence, S. 96 !.; Lefever, 
Crisis in the Congo, S. 11.
55 SC, S/4382, 13.07.1960.
56 SCOR, 873th Meeting, Rn. 21, 24.
57 Rikhye u. a., &e &in Blue Line, 1974, S. 73.
58 SCOR, 873th  Meeting, Rn. 28 !.; Gordenker, &e UN Secretary-
General and the Maintenance of Peace, 1967, S. 142 f.
59 SC, S/RES/143, 14.07.1960; Krys, &e Secretary-General’s Political 
Role of Peacemaker, 23 Mil. L. & L. War Rev. 1984, 325 (352); „Opéra-
tion des Nations Unies au Congo“ (ONUC); weil der Sicherheitsrat kei-
nen Friedensbruch oder Angri!shandlung durch Belgien feststellte, ist 
problematisch, worin die Rechtsgrundlage für das Eingreifen der UN-
Truppen zu sehen ist.
60 Rikhye u. a., &e &in Blue Line, 1974, S. 74.
61 Lash, Dag Hammarskjöld, 1961, S. 229.
62 Rikhye u. a., &e &in Blue Line, S. 74.
63 Nolte/Fitschen, in: Wolfrum (Hg.), Handbuch UN, 2. Au$. 1991, 
§ 62, Rn. 8 !.

und im engen Austausch mit dem Sicherheitsrat stand,64 
konnte er nicht verhindern, von der Sowjetunion als 

„Handlanger des Westens“ beschuldigt zu werden.65 Die 
Resolution des Sicherheitsrates war ihrer Ansicht nach 
nur auf den sicheren Rückzug der belgischen Truppen 
gerichtet gewesen und hätte darüber hinaus keine Gel-
tung gehabt.66 Der Streit eskalierte, als der kongolesische 
Premierminister Lumumba, den die Sowjetunion unter-
stützte, im September 1960 vom Präsidenten Kasavubu 
abgesetzt und einige Wochen später von Einheiten eines 
Kontrahenten festgenommen wurde.67 Die Sowjetunion 
forderte den Generalsekretär auf, die Freilassung Lu-
mumbas sicherzustellen.68 Lumumba wurde wenig später 
unter ungeklärten Umständen ermordet.69 In der Folge 
betrachtete die Sowjetunion Hammarskjöld nicht weiter 
als Generalsekretär und forderte seine Absetzung.70 Weil 
es „zwar neutrale Staaten, jedoch keine neutralen Män-
ner gebe“, sollte an seine Stelle eine Troika, bestehend aus 
einem Vertreter der westlichen Staaten, einem Vertreter 
des Ostblocks sowie einem Vertreter neutraler Staaten 
treten.71 Der Vorschlag stellte den bis dahin schwersten 
Angri! auf Amt und Stellung des Generalsekretärs dar.72 
Eine dynamische Vermittlung und Streitbeilegung wäre 
in einem statischen Kollegialorgan mit einer derartigen 
Besetzung nicht mehr möglich gewesen.73 Die Änderung 
hätte zudem ein Ende der eigenständigen und unabhän-
gigen Tätigkeit des Generalsekretärs bedeutet.74

Letztlich wurde das Konzept einer Troika nicht ver-
wirklicht, da es außerhalb des Ostblocks kaum Unter-
stützung fand.75 Folgenlos blieb der sowjetische Vorstoß 
indes nicht: Nachdem Hammarskjöld im Zuge der Ver-
handlungen in der Kongo-Krise im September 1961 bei 
einem Flugzeugabsturz im heutigen Sambia ums Leben 
kam,76 wurde U &ant zu seinem Nachfolger ernannt.77 

64 Cockayne/Malone in: Chesterman, (Hg.), Secretary or General?, 
2007, S. 69 (74); Nolte/Fitschen, in: Wolfrum, Handbuch UN, 2. Au$. 
1991, § 62 Rn. 10.
65 GAOR, 869th Meeting, 23.09.1960. 
66 Lash, Dag Hammarskjöld, 1961, S. 242.
67 Rikhye u. a., &e &in Blue Line, 1974, S. 76 f.; Nolte/Fitschen, in: 
Wolfrum, Handbuch UN, 2. Au$. 1991, § 62 Rn. 11 !.
68 SC, S/4579, 07.12.1960.
69 Nolte/Fitschen, in: Wolfrum, Handbuch UN, 2. Au$. 1991, § 62 
Rn. 13.
70 Fiedler in: Simma (Hg.), UN Charter, Commentary, Vol. 2, 2. Au$. 
2002, Art. 99, Rn. 19.
71 GAOR, 869th  Meeting, 23.09.1960, Rn. 283 f.; v.  Morr, in: Wolf-
rum, Handbuch UN, 2. Au$. 1991, § 29 Rn. 18.
72 v. Morr, in: Wolfrum, Handbuch UN, 2. Au$. 1991, § 29 Rn. 18.
73 Fiedler, in: Simma (Hg.), UN Charter, Commentary, Vol. 2, 2. Au$. 
2002, Art. 99 Rn. 19; v. Morr, in: Wolfrum, Handbuch UN, 2. Au$. 
1991, § 29 Rn. 18.
74 v. Morr, in: Wolfrum, Handbuch UN, 2. Au$. 1991, § 29 Rn. 18.
75 Goodrich, &e Political Role of the Sectretary-General, 16 Interna-
tional Organization 1962, 720 (732).
76 Abi-Saab, &e United Nations Operation in the Congo 1960–1964, 
1978, S. 154; Fiedler, in: Simma (Hg.), UN Charter, Commentary, Vol. 2, 
2. Au$. 2002, Art. 97 Rn. 36; die genauen Umstände und die Ursa-
che des Flugzeugabsturzes sind bis heute ungeklärt, siehe dazu GA, 
A/68/800, 21.03.2014.
77 GA, Res. 1640, 03.11.1961; SC, S/4972, 03.11.1961.
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Obwohl etwa der Vietnamkrieg sowie der Sechs-Tage-
Krieg in seine Amtszeit %elen, übte U &ant seine poli-
tischen Kompetenzen bewusst wesentlich zurückhalten-
der als sein Vorgänger aus.78 

Zum zweiten Mal unmittelbar angewendet wurde Art. 99 
UNCh im Rahmen des Teheraner Geiselfalls. Im Novem-
ber 1979 hatten iranische Studenten die US-Botscha" in 
Teheran besetzt und diplomatisches Personal als Geiseln 
genommen. Die iranische Regierung schritt nicht ein, 
solidarisierte sich sogar mit den Geiselnehmern.79 Die 
USA baten den Präsidenten des Sicherheitsrates um eine 
sofortige Sitzung des Organs.80 Auch der Iran, der den 
USA die Herbeiführung einer Kriegspsychose vorwarf, 
um einen Angri! auf den Iran rechtfertigen zu können, 
bat um eine Sitzung des Sicherheitsrates.81 Dazu kam es 
jedoch erst, als Generalsekretär Waldheim von seinem 
Recht nach Art. 99 Gebrauch machte und den Sicher-
heitsrat formal zu einer Sitzung einberief.82

Auf der San Francisco Conference wurden hohe Erwar-
tungen an Art. 99 gehegt. Das Recht, den Sicherheitsrat 
in jeder Angelegenheit anzurufen, die nach Einschät-
zung des Generalsekretärs den internationalen Frieden 
oder die internationale Sicherheit gefährdet, sollte die-
sem eine in der Geschichte internationaler Organisati-
onen einmalige Macht und Verantwortung verleihen.83 
Mit der bloß zweimaligen unmittelbaren Anwendung 
von Art. 99 ist die Norm in dieser Hinsicht deutlich hin-
ter ihren Erwartungen zurückgeblieben.84 Bedeutsam ist 
sie aber als Grundlage für Tätigkeiten geworden, die von 
ihrem Wortlaut eigentlich nicht erfasst sind.

3. Eigenständige politische Tätigkeiten
In den vergangenen 70 Jahren haben die Generalsekre-
täre der Vereinten Nationen in einer Vielzahl von Fällen 
auf eigene Initiative politisch agiert, ohne nach Art. 98 
UNCh beau"ragt worden zu sein oder unmittelbar nach 
Art. 99 vorzugehen. 

Unklar ist, auf welche Rechtsgrundlage solche Maßnah-
men gestützt werden können. Vielfach wird vertreten, 
Art. 99 könne für alle politischen Tätigkeiten, die nicht 
von Art. 98 umfasst sind, herangezogen werden.85 Aller-

78 Hazzard, Defeat of an Ideal – A Study of the Self-Destruction of 
the United Nations, 1964, S. 197 !.; Fiedler, in: Simma (Hg.), UN Char-
ter, Commentary, Vol. 2, 2. Au$. 2002, Art. 99 Rn. 20.
79 Vgl. v. Arnauld, Völkerrecht, 2014, Rn. 544.
80 SC, S/13615, 09.11.1979.
81 SC, S/13626, 13.11.1979.
82 SC, S/13646, 25.11.1979.
83 Report of the Preparatory Commission of the United Nations 
(PC/20), Chapter VIII, sect. 2, Rn. 16.
84 Fiedler, in: Simma (Hg.), UN Charter, Commentary, Vol. 2, 2. Au$. 
2002, Art. 99 Rn. 27; Wege, 19 GYIL 1976, 352 (354); ähnlich bzgl. der 
Kongo-Krise: Goodrich, &e Political Role, S. 724.
85 Fiedler, in: Simma (Hg.), UN Charter, Commentary, Vol. 2, 2. Au$. 
2002, Art. 99 Rn. 3; Schwebel, Secretary-General, S. 24 f; Zacher, Dag 
Hammarskjold’s United Nations, 1970, S. 36; Wege, 19 GYIL 1976, 352 
(357); Hammarskjöld, &e International Civil Servant in Law and in 

dings ist Art. 99 auf die Wahrung von Weltfrieden und –
sicherheit beschränkt und gilt zudem im Verhältnis zum 
Sicherheitsrat. In der Praxis sind die Generalsekretäre 
aber häu%g auch gegenüber anderen Adressaten sowie 
in solchen Bereichen tätig gewesen, die jedenfalls nicht 
im engeren Sinne Weltfrieden und –sicherheit betrafen. 
Deswegen stellen andere auf die implied powers des Ge-
neralsekretärs ab.86 

Art. 99 statuiert eindeutig, dass der Generalsekretär zu 
politischen Initiativen berechtigt ist.87 Seit jeher ist an-
erkannt, dass seine politischen Befugnisse nicht nur im 
eigentlichen Rahmen der Norm liegen können. Schon 
beim Entwurf der Charta auf der San Francisco Confe-
rence war eine ausgeprägte politische Rolle vorgesehen.88 
Insofern ergibt sich die Rechtsgrundlage jedenfalls aus 
einem Zusammenspiel von Art. 7 und Art. 99 sowie der 
vorgesehenen Stellung und Rolle des Generalsekretärs 
insgesamt. 

Letztlich hat die konkrete Rechtsgrundlage auch keine 
Bedeutung. Entscheidend ist vielmehr die Rechtmäßig-
keit der einzelnen Maßnahmen, die in einigen Fällen 
umstritten ist.

a. „Informelle“ Anrufung des Sicherheitsrats
Heute anerkannt ist das Recht zur „informellen“ An-
rufung des Sicherheitsrates als Minus zu Art. 99.89 Da-
bei fordert der Generalsekretär den Sicherheitsrat nicht 
direkt zu einer Sitzung auf, sondern versucht, eine sol-
che indirekt herbeizuführen, indem er an den Präsiden-
ten oder die einzelnen Mitglieder des Organs appelliert. 
Eine solche Vorgehensweise kommt in Betracht, solan-
ge der Generalsekretär noch nicht von einer bedrohli-
chen Situation nach Art. 99 überzeugt ist oder wenn bei 
ausdrücklicher Anwendung des Rechts die Gefahr einer 
Krisenverschärfung besteht.90

b. „good offices“
Zu den wichtigsten Tätigkeiten des Generalsekretärs ge-
hört die Leistung von good o(ces.91 Vielfach haben Ge-
neralsekretäre solche Dienste in eigener Initiative ange-
boten und geleistet, was heute als zulässig anerkannt ist.92

Fact, in: Kay, &e United Nations Political System, 1967, S. 142 (147 f.).
86 Krys, 23 Mil. L. & L. War Rev. 1984, S. 325 (327); Johnstone, &e 
Secretary-General as norm entrepreneuer, in: Chesterman (Hg.), Sec-
retary or General?, 2007, S. 123 (131).
87 Fiedler, in: Simma (Hg.), UN Charter, Commentary, Vol. 2, 2. Au$. 
2002, Art. 99 Rn. 1.
88 Report of the Preparatory Commission of the United Nations 
(PC/20), Chapter VIII, sect. 2, Rn. 16.
89 Wege, 19 GYIL 1976, 352 (354).
90 v. Morr, in: Wolfrum, Handbuch UN, 1991, § 29 Rn. 14.
91 Franck, in: Roberts/Kingsbury (Hg.), United Nations, Divided 
World, 1988, S. 79 (86); Chesterman, Secretary or General?, 2007, S. 1 
(3).
92 SC, S/2009/189, 08.04.2009, Rn. 3; Chesterman, in: Simma u. a. 
(Hg.), Charter of &e United Nations, Commentary, Vol.  2, 3. Au$. 
2012, Art. 99 Rn. 13.
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Erstmals wurden good o(ces im Rahmen der sowjeti-
schen Blockade West-Berlins 1948 angeboten. General-
sekretär Lie versuchte, Verhandlungen zwischen der So-
wjetunion und den USA zu ermöglichen. Weil die USA 
erst bei einem Ende der Blockade Gespräche aufneh-
men wollten und sich durch den Erfolg und die Strahl-
kra" der „Lu"brücke“ darin bestätigt sahen, musste Lie 
sich überwiegend auf persönliche Apelle beschränken.93 
Er erarbeitete zwar auch konkrete Lösungsvorschlä-
ge – diese wurden aber allesamt abgelehnt.94 In der %-
nalen Lösung des Kon$ikts spielte der Generalsekretär 
schließlich, wie die Vereinten Nationen insgesamt, kei-
ne unmittelbare Rolle.95 Trotzdem ist weithin anerkannt, 
dass Lie durch sein Handeln immens zur Entspannung 
des Kon$ikts und zur grundsätzlichen Ermöglichung 
einer Lösung beigetragen hat.96 Lie’s Tätigkeiten waren 
zudem bedeutsam, weil sie in diesen frühen Jahren der 
Vereinten Nationen die Rolle des Generalsekretärs inner-
halb der Organisation und in internationalen Krisen ins-
gesamt vorgaben.97 Zwar waren seine Vermittlungsver-
suche nicht von allen Seiten begrüßt worden, das Recht 
dazu wurde ihm indes kaum abgesprochen. Insofern 
hatten sie wegweisende Wirkung für Lie’s Nachfolger, 
die in zahlreichen Fällen good o(ces leisteten.98 

Besondere Bedeutung hatten dabei die Vermittlungstä-
tigkeiten von Generalsekretär Hammarskjöld ab 1954 im 
Streit zwischen den USA und der Volksrepublik China, 
die damals nicht in die Vereinten Nationen eingebunden 
war, da China dort bis 1971 durch die Republik China 
(Taiwan) vertreten wurde. Die Volksrepublik China hat-
te zwei US-amerikanische Militär$ugzeuge abgeschos-
sen, die auf Grundlage einer Sicherheitsratsresolution99 
auf südkoreanischer Seite im Korea-Krieg gekämp" hat-
ten. Elf US-Soldaten und zwei Zivilisten wurden gefan-
gen genommen und wegen vermeintlicher Spionage zu 
langen Ha"strafen verurteilt.100 Die USA kritisierten die 
Ereignisse scharf, weigerten sich allerdings, direkt mit 
der Volksrepublik China in Verhandlungen zu treten, 
zu der damals keine diplomatische Beziehungen bestan-

93 Truman, Memoirs, Vol. 2, 1956, S. 130; Lie, In the Cause of Peace, 
1954, S. 203 !.
94 Franck, in: Roberts/Kingsbury (Hg.), United Nations, Divided 
World, 1988, S. 79 (87); Gordenker, &e UN Secretary-General, 1967, 
S. 160 f.
95 Gordenker, &e UN Secretary-General, 1967, S. 162, 228 f.; Schwe-
bel, &e Secretary-General, 1952, S. 143 f.
96 Schwebel, &e Secretary-General, 1967, S. 144; Rovine, &e %rst %f-
ty years, 1970, S. 229; so auch Lie selbst, In the Cause of Peace, 1954, 
S. 218.
97 Rovine, &e %rst %"y years, S. 229.
98 Bsp. U &ant im Bahrain-Kon$ikt, UNYB 1970, S. 284 !.; Annan 
im Kon$ikt zwischen dem Irak und den USA um den Einlass der Waf-
feninspekteure von UNSCOM, Fiedler, in: Simma (Hg.), UN Charter, 
Commentary, Vol. 2, 2. Au$. 2002, Art. 99 Rn. 56.
99 SC, S/1511, 27.06.1950.
100 Gordenker, &e UN Secretary-General, 1967, S. 179; Urquhart, in: 
Chesterman (Hg.), Secretary or General?, 2007, S. 15 (19).

den.101 Der Sicherheitsrat war aufgrund des Vetos der So-
wjetunion handlungsunfähig.

In der Folge erließ die Generalversammlung eine Reso-
lution, in der die Gefangennahme verurteilt wurde und 
der Generalsekretär aufgerufen wurde, sich um die Frei-
lassung der Soldaten zu bemühen.102 Zur damaligen Zeit 
war eine Anfrage in einer solch delikaten politischen 
Angelegenheit beispiellos.103 Generalsekretär Ham-
marskjöld nahm Kontakt zur Regierung der Volksrepu-
blik auf. Diese lehnte Verhandlungen auf Basis der Reso-
lution jedoch ab, da es sich ihrer Ansicht nach um eine 
innere Angelegenheit handelte.104 Hammarskjöld beton-
te darau)in ausdrücklich, eigenhändig in seinem Amt 
als Generalsekretär, nicht als Beau"ragter der General-
versammlung und unabhängig von deren Resolution zu 
handeln.105 Über das pragmatische Motiv aufgrund des 
chinesischen Standpunkts hinaus hielt Hammarskjöld 
die Resolution auch selbst für zu wertend und wollte zu-
dem demonstrieren, dass der Generalsekretär unabhän-
gig von Sicherheitsrat und Generalversammlung han-
deln kann.106

Die Gespräche dauerten mehr als sechs Monate, doch 
durch das Vorgehen Hammarskjölds konnte China sich 
nach zusätzlichen Verhandlungen mit den USA auf Bot-
scha"erebene schließlich ohne Gesichtsverlust zur Frei-
lassung der US-Soldaten bereiterklären.107 

Hammarskjölds Erfolg hatte in mehrfacher Hinsicht im-
mense Bedeutung. Er brach die Isolation Chinas und 
verhinderte eine mögliche militärische Eskalation.108 Be-
kannt sind die Geschehnisse vor allem wegen der soge-
nannten „Peking Formula“, mit der das Vorgehen Ham-
marskjölds später umschrieben wurde und derer sich 
Hammarskjöld wie auch seine Nachfolger mehrfach be-
dienten.109 Danach hat der Generalsekretär bei der Um-
setzung von Sicherheits- und Friedensmandaten von 
Generalversammlung oder Sicherheitsrat freie Hand, so-
bald ein solches Mandat einmal erteilt wurde.110 

101 Die USA unterstützten die Republik China; Gordenker, &e UN 
Secrtary-General, 1967, S. 179.
102 GA, Res. 906, 10.12.1954.
103 Gordenker, &e UN Secretary-General, 1967, S. 180.
104 GA, A/2888, 17.12.1954.
105 Traub, &e Secretary-General’s political space in: Chesterman 
(Hg.), Secretary or General?, 2007, S. 185 (187).; Lash, Dag Hammarskj-
öld, 1961, S. 61.
106 Rovine, &e %rst %"y years, 1970, S. 280 f.; Franck, in: Roberts/
Kingsbury (Hg.), United Nations, Divided World, 1988, S. 79 (87).
107 GA, A/2954, 09,11.1955; Gordenker, &e UN Secretary-General, 
1967, S. 179; S. 280 f.; Zacher, Dag Hammarskjold’s United Nations, 
1970, S. 131; zwei US-Amerikaner blieben in Gefangenscha", bei de-
nen es sich vermutlich aber tatsächlich um CIA-Agenten handelte.
108 Rovine, &e %rst %"y years, 1970, S. 281 f.
109 Franck/Nolte, in: Roberts/Kingsbury (Hg.), United Nations, Di-
vided World, 2. Au$. 1993, S. 143 (149); Traub, in: Chesterman (Hg.), 
Secretary or General?, 2007, S. 185.
110 Cockayne/Malone, in: Chesterman (Hg.), Secretary or General?, 
2007, S. 69 (72); Rovine, &e %rst %"y years, 1970, S. 279 !.; Lash, Dag 
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Außerdem machte das Verhalten Hammarskjölds zum 
ersten Mal in der Geschichte der Vereinten Nationen 
deutlich, dass die Organisation über ein Exekutivorgan 
verfügt, welches in internationalen Krisen zu e!ektiven 
und unabhängigen Handlungen fähig ist.111 Hammarskj-
öld setzte diesen Weg fort und wurde so zu einem her-
ausragenden globalen Akteur und zum bemerkenswer-
testen Generalsekretär in der Geschichte der Vereinten 
Nationen.112

c. Tätigkeit als „norm entrepeneur“
Der Generalsekretär kann auch als „norm entrepreneur“ 
tätig sein. Dabei geht es um das Wirken des Generalse-
kretärs bei der Weiterentwicklung des Völkerrechts113 – 
etwa die Scha!ung, Institutionalisierung oder Ausle-
gung von Normen.

Erfasst sind zunächst juristisch relevante Aussagen des 
Generalsekretärs, etwa über die Rechtmäßigkeit der 
Handlung eines Akteurs, insbesondere eines Staates. Als 
Beispiel kann die Äußerung von Generalsekretär Annan, 
die US-Invasion im Irak 2003 sei völkerrechtswidrig, an-
geführt werden.114

Die Tätigkeit als norm entrepreneur kann aber weit dar-
über hinaus gehen, wie Generalsekretär Annans Wirken 
zur Etablierung der „responsibility to protect“ zeigt. An-
nan wollte den Schutz von Zivilisten voranbringen und 
stellte 2000 die Frage, wie auf systematische und gravie-
rende Menschenrechtsverletzungen wie die in Ruanda 
oder Srebrenica reagiert werden soll, wenn humanitäre 
Interventionen stets Eingri!e in die Souveränität eines 
Staates darstellen.115

Als Antwort auf dieses Dilemma entwarf die „Internati-
onal Commission on Intervention and State Sovereignty“ 
(ICISS), eine von der kanadischen Regierung eingesetz-
te Expertenkommission, 2001 die &eorie der responsi-
bility to protect.116 Eine humanitäre Intervention durch 
einen ausländischen Staat soll dabei gerechtfertigt wer-
den können, wenn die heimische Staatsgewalt dazu nicht 
willens oder nicht fähig ist.117

In der Folgezeit mit den Terroranschlägen vom 11. Sep-
tember 2001 und den US-Militäreinsätzen in Afghanis-

Hammarskjöld, 1961, S. 61.
111 Urquhart, in: Chesterman, Secretary or General, 2007, S. 15 (23).
112 Rovine, &e %rst %"y years, 1970, S. 283; Volger, Encyclopedia, 
2010, S. 644.
113 Johnstone, in: Chesterman, Secretary or General?, 2007, S. 123 (124).
114 MacAskill/Borger, Iraq war was illegal and breached UN char-
ter, says Annan http://www.theguardian.com/world/2004/sep/16/iraq.
iraq, (20.07.2016).
115 GA, A/54/2000, 27.03.2000, Rn. 217; Rausch, Responsibility to 
Protect, 2001, S. 11 f.
116 ICISS, &e Responsibility to Protect, Report of the International 
Commission on Intervention and State Sovereignty, December 2001.
117 v. Arnauld, Völkerrecht, 2014, Rn. 1104 !.

tan und im Irak erhielt das Konzept zunächst nur wenig 
Aufmerksamkeit.118 Generalsekretär Annan warb jedoch 
weiter dafür.119 2004 fand das Konzept Eingang in den 
Report des von Annan eingesetzten „High Level Panel 
on &reats, Challenges and Change“ und wurde als „de-
veloping norm“ bezeichnet.120 Ein Jahr später wurde die 
responsibility to protect dann als Kernstück seines Re-
formprogramms auf dem UN World Summit angenom-
men.121 In den folgenden Jahren nahmen einige Resolu-
tionen des Sicherheitsrats die responsibility to protect 
auf.122 Auch Ko% Annan’s Nachfolger Ban Ki-moon be-
stätigte die Arbeit an dem Konzept und führte sie fort.123 
Allerdings ist sie bis heute so" law geblieben.

D. Konklusion 

71 Jahre nach Gründung der Vereinten Nationen hat 
sich das Amt des Generalsekretärs etabliert, seine Funk-
tionsfähigkeit und auch Notwendigkeit in etlichen inter-
nationalen Krisen nachgewiesen. Ein klar umgrenzter 
Funktionsbereich kann aber auch heute nicht gezeichnet 
werden.

Der Generalsekretär ist Administrativ- und Repräsen-
tationsorgan der Vereinten Nationen sowie Architekt 
von UN-Reformen. Er führt unterschiedliche Au"räge 
der anderen Organe aus und ist selbst politischer Ak-
teur. Viele seiner Funktionen sind nicht ausdrücklich 
geregelt. Der konkrete Umfang hängt von der weltpoliti-
schen Lage, der Akzeptanz der Vetomächte, seinen per-
sönlichen Fähigkeiten sowie seinem eigenen Amtsver-
ständnis ab. Insofern spiegelt die O!enheit der Charta 
hinsichtlich der Funktionen und Aufgaben des General-
sekretärs die Historie wider. Sie ist keinesfalls als Schwä-
che zu sehen. Eine nähere Betrachtung zeigt vielmehr, 
dass das Aufgabenfeld so vielfältig und wandelbar sein 
muss; dass eine genaue, abschließende Au$istung der 
Befugnisse im Einzelnen gar nicht möglich wäre.

Dies wird auch an der Entwicklung der Rolle des Gene-
ralsekretärs deutlich. Anders als teilweise behauptet, ist 
eine stringente Stärkung der Stellung des Amtes nicht zu 
erkennen.124 Vielmehr ist der Tätigkeitsbereich des Ge-
neralsekretärs schon immer Ergebnis persönlicher und 
globalpolitischer Umstände gewesen. So war der zweite 

118 Weiss, R2P a"er 9/11 and the World Summit, 24 Wis. Int’l L.  J. 
2006–2007, 741 (747); Rausch, Responsibility to Protect, 2001, S. 29.
119 Johnstone, in: Chesterman, Secretary or General, 2007, S. 123 
(133).
120 UN High-level Panel on &reats, Challenges and Change, A mo-
re secure world: our shared responsibility, A/59/565, 2004, Rn. 199 !.
121 GA, A/RES/60/1, 24.10.2005, Rn. 138 !.; Bellamy, Responsibility 
to Protect, 2009, S. 66.
122 SC, S/RES/1706, 31.08.2006; SC, S/RES/1973, 21.03.2011.
123 GA, A/63/677, 12.01.2009, Rausch, Responsibility to Protect, 2001, 
S. 35.
124 So aber Conrady, Wandel der Funktionen, 2009, S. 288.
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Generalsekretär Dag Hammarskjöld der selbstbewuss-
teste und insgesamt bemerkenswerteste Amtsträger  – 
die Weiterentwicklung des Amtes nahm nach ihm zu-
nächst deutlich ab.

Sein Nachfolger U &ant war aufgrund der gesamtpo-
litischen Lage gezwungen, sich gegenüber dem Sicher-
heitsrat und den Großmächten zurückzuhalten. Kurt 
Waldheim hatte eine solide Amtszeit, die heute jedoch 
durch seine mittlerweile enthüllte Vergangenheit in der 
Wehrmacht überschattet wird. Pérez de Cuéllar unter-
nahm keinerlei Versuche, über die diplomatische Sphäre 
hinaus eine bekannte ö!entliche Figur zu werden und 
gilt als „vergessener“ Generalsekretär.125 Sein Nachfolger 
Boutros-Ghali machte vielfach eine ungeschickte Figur 
und %el durch einige taktlose und arrogante Handlun-
gen auf.126 In seine Amtszeit fällt zudem das Versagen der 
Vereinten Nationen während des Genozids in Ruanda.

Erst Ko% Annan konnte das Ansehen des Amtes durch 
sein charismatisches aber auch kritisches Au"reten wie-
der deutlich verbessern und ist, auch wenn er mitnichten 
fehlerlos war,127 unter den „modernen“ Generalsekretä-
ren sicher der populärste und erfolgreichste Amtsträger. 
Im Kontrast dazu ist Ban Ki-moon durch seine bürokra-
tische und wenig ö!entlichkeitswirksame Art eher „un-
sichtbar“ geblieben und konnte keine größeren Akzente 
setzen.128 Insbesondere im syrischen Bürgerkrieg wäre 
ein entschiedeneres Au"reten wünschenswert. Anderer-
seits stellt sich die Frage, ob dadurch tatsächlich größere 
Erfolge hätten erzielt werden können.129

125 Urquhart, in: Chesterman: Secretary or General, 2007, S. 15 (26).
126 Urquhart, in: Chesterman: Secretary or General, 2007, S. 15 (26 f.).
127 Hier ist insbesondere der Oil-for-Food-Skandal zu nennen.
128 Traub, Good Night, Ban Ki-Moon: &e UN Secretary-Gene-
ral Must Go, http://foreignpolicy.com/2010/07/22/good-night-ban-
ki-moon/, (20.07.2016); MacAskill, Disquiet grows over performance 
of Ban Ki-moon, UN’s ‘invisible man’, http://www.theguardian.com/
world/2010/jul/22/ban-ki-moon-secretary-general-un, (20.07.2016); 
Paul, Ban Ki-Moon has Failed at the United Nations, http://www.
newsweek.com/ban-ki-moon-has-fai led-united-nations-79363 
(20.07.2016).
129 Tepperman, Where Are You, Ban Ki-Moon?, http://www.nytimes.
com/2013/09/25/opinion/tepperman-where-are-you-ban-ki-moon.html 
(20.07.2016).

Mit dem Jahr 2016 endet die Amtszeit Ban Ki-moons. 
Das Auswahlverfahren für seinen Nachfolger war deut-
lich stärker als noch in der Vergangenheit von den 
Grundsätzen der Transparenz und Inklusivität ge-
prägt.130 So sind die Kandidaten etwa frühzeitig ö!ent-
lich von der Generalversammlung befragt worden. 

Lange Zeit galt es als wahrscheinlich, dass 2017 die erste 
Frau zur Generalsekretärin ernannt werden würde. Un-
ter den Mitgliedstaaten herrscht mittlerweile ein recht 
breiter Konsens, dass eine solche Besetzung des Amtes 
überfällig wäre. Daneben wurde erwartet, dass insbe-
sondere Russland auf einen Kandidaten osteuropäischer 
Herkun" bestehen würde, da diese regionale Gruppe 
bisher noch keinen Generalsekretär gestellt hat.

Letztlich hat sich der Sicherheitsrat mit der überra-
schend frühen und zudem einstimmigen Nominierung 
des ehemaligen portugiesischen Premierministers und 
UN-Flüchtlingskommissars António Guterres aber für 
einen Kandidaten entschieden, der keines dieser beiden 
Kriterien erfüllt und damit einmal mehr bewiesen, wie 
wenig vorhersehbar diplomatische Entscheidungen ins-
besondere aus diesem Gremium sind.

Guterres bringt langjährige Erfahrung auf internationa-
ler Bühne mit und agierte als UN-Flüchtlingskommissar 
durchaus selbstbewusst. Ob er dies auch in seinem neu-
en Amt fortsetzen können und so ein stärker au"reten-
der Generalsekretär als noch sein Vorgänger sein wird, 
bleibt genauso abzuwarten wie die Frage, ob die Verein-
ten Nationen in der „Flüchtlingskrise“ und insbesondere 
in der Bekämpfung ihrer Quellenkon$ikte fortan einen 
bedeutenderen Part spielen werden. 

Denn welche Rolle António Guterres als Generalsekretär 
tatsächlich einnehmen und inwiefern er das Wirken der 
Vereinten Nationen prägen wird, hängt am Ende, wie die 
Geschichte gezeigt hat, von ihm selbst, aber auch von di-
versen äußeren, kaum berechenbaren Faktoren ab.

130 Vgl. GA, A/RES/69/321, 22.09.2015.


